
Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein

ZPO § 519

Zum Umfang der Begründungspflicht bei mehreren Klage­
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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

III_25_i§§Z§Z URTEIL Verkündet am
15. Februar 1971 
Schorm,
Justizsekretär
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Franz D ■ ■ ■  , Elektrogroßhandlung, 
L i ^ Ü »  SpJB H B B lstraB e J | ,

Beklagten und Revisionsklägers,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen

die S p a r -  u n d  D a r l e h e n s k a s s e  eßmbH 
in H i 9  krs. vertreten durch den Vorstand,

Klägerin und Revisionsbeklagte,
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Der III, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 15. Februar 1971 un­
ter Mitwirkung des Senatspräsidenten Hubert Meyer so­
wie der Bundesrichter Dr. Beyer, Dr. Hußla, Gähtgens 
und Keßler

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Ur­
teil des 2. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Hamm vom 28. September 1967 aufge­
hoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung - auch über die Kosten des 
Revisionsrechtszuges - an das Berufungsge­
richt zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Beklagte ist der Bruder des am 9 ,
1963 in kinderloser Ehe ohne letztwillige Verfügung 
verstorbenen Bauern Josef D B B  (Erblasser). Dieser 
hatte mit Vertrag vom 13. April 1961 dem Beklagten 
seinen Hof übertragen, um ihn in der Familie zu er­
halten. Der Erblasser hatte bei der klagenden Spar­
und Darlehenskasse ein Kontokorrentkonto, aus dem er
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an seinem Todestage der Klägerin 13.435,50 DM schulde­
te. Die Schuld verringerte sich später auf 6.622,42 DM. 
Nachdem die Klägerin durch ihren Hechtsanwalt am 20. 
November 1964 den Beklagten zur Zahlung aufgefordert 
hatte, schlug der Beklagte durch Erklärung gegenüber 
dem Amtsgericht - dort eingegangen am 22.Dezember 1964 
die Erbschaft aus.

Die Klägerin hält die Ausschlagung der Erbschaft 
für verspätet; sie ist der Ansicht, der Beklagte ha­
be als Erbe für die hinterlassene Schuld des Erblas­
sers einzustehen, und stützt ihren Anspruch weiter 
darauf, daß der Beklagte für die Schuld hafte, weil 
er die Schuld sowie das Vermögen und den Hof seines 
Bruders Übernommen habe. Mit ihrem - im Berufungs­
rechts zug ermäßigten - Antrag hat die Klägerin gebe­
ten, den Beklagten zur Zahlung von 6.622,42 DM nebst 
Zinsen zu verurteilen.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, das 
Berufungsgericht hat ihr stattgegeben. Mit der zuge­
lassenen Revision erstrebt der Beklagte weiter die 
Abweisung der Klage. Die Klägerin bittet,das Rechts­
mittel zurückzuweisen.
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Das Berufungsgericht hat die Berufung der Kläge­
rin für begründet erachtet und der Klage stattgegeben; 
denn - so führt das Berufungsurteil aus - der Beklag­
te habe als Erbe seines verstorbenen Bruders für des­
sen Schuld gegenüber der Klägerin einzustehen (§§ 1967, 
2058, 1925, 1931 BGB), weil er die Erbschaft verspä­
tet (§ 1944 Abs. 1 BGB) und deshalb nicht wirksam aus- 
geschlagdn habe. Die Revision rügt demgegenüber mit 
Recht, daß das Berufungsgericht seiner Entscheidung 
den Haftungsgrund der Erbenhaftung, der nicht in zu­
lässiger Weise in den Berufungsrechtszug gelangt ist, 
nicht hätte zugrunde legen dürfen.

Die Klägerin hatte im ersten Rechtszug ihrem An­
spruch mehrere Begründungen gegeben, nämlich der Be­
klagte habe die Schuld des Erblassers übernommen, er 
hafte weiter als gesetzlicher Erbe, weil er die Erb­
schaft verspätet ausgesohlagen habe, und er habe 
schließlich mit dem Hof das Vermögen des Erblassers 
und damit auch dessen Verbindlichkeiten übernommen. 
Damit hat die Klägerin ihre einheitliche Sachbitte, 
den Klageanspruch, aus mehreren Klagegründen, ver­
schiedenen rechtlichen Verhältnissen hergeleitet,die 
auf unterschiedlichen tatsächlichen und rechtlichen 
Ausgangslagen beruhen. Einheitlich und gemeinsam ist 
die Entstehung der Schuld als ein Darlehen der Klä­
gerin an den Erblasser, unterschiedlich aber sind 
die Sach- und Rechtsverhältnisse, aus denen die Klä­
gerin den Beklagten für verpflichtet hält, für die 
Schuld des Erblassers einzustehen.
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Das Landgericht hat den Klageanspruch nach Prü­
fung aller angeführten Gesichtspunkte verneint« Die 
Klägerin hat hiergegen vollen Umfanges Berufung ein­
gelegt; sie hat in der Berufungsbegründung zunächst 
auf ihre "gesamten erstinstanzlichen Darlegungen” Be­
zug genommen, sich jedoch im einzelnen »‘ergänzend" 
nur zu den Klagegründen der Vermögensübernahme und 
einer Schuldübernahme geäußert. Von einer Haftung des 
Beklagten als Erbe ist in der Berufungsbegründung 
- sieht man von der allgemeinen Bezugnahme auf den 
erstinstanzlichen Vortrag ab - nicht die Rede.

Die Berufung als solche ist - darin sind die Par­
teien einig - zulässig; ihre Begründung reichte je­
doch nicht aus, auch den Klagegrund der Erbenhaftung 
zur Entscheidung des Berufungsgerichts zu stellen.
Die Berufungsbegründung muß die bestimmte Bezeich­
nung der im einzelnen anzuführenden Gründe der An­
fechtung (Berufungsgründe) enthalten sowie der neu­
en Tatsachen, Beweismittel und Beweiseinreden, die 
der Berufungskläger etwa zur Rechtfertigung seiner 
Berufung anzuführen hat (§ 519 Abs. 5 Nr. 2 ZPO).
Dem wird die Berufungsbegründung hinsichtlich der 
Klagegründe der Vermögens- und der Schuldübemahme 
gerecht, nicht aber hinsichtlich des Klagegrundes 
der Erbenhaftung.Denn die bloße Bezugnahme auf sämt­
liche im ersten Rechtszuge vorgetragenen Tatsachen 
und rechtlichen Schlußfolgerungen reicht zur Begrün­
dung einer Berufung nicht aus (LM zu ZPO § 519 Nr.
51 und 38). Wer ein Urteil anficht, das für einen 
und denselben Anspruch die mehreren hierfür vorge-



tragenen Anspruchsgrundlagen verneint, muß in der Be­
rufungsbegründung bezüglich derjenigen Anspruchsgrün­
de, auf die er auch weiterhin die Klage stützen will, 
die Gesichtspunkte anführen, aus denen heraus er die 
angegriffene Entscheidung für falsch hält (LM zu ZPO 
§ 519 Nr. 58 a NJW 1968, 396). Dieser Grundsatz, dem 
der Senat schon in seinem Urteil vom 15. Oktober 1970 
- Ill ZR 169/67 « BGHZ 54-, 332 gefolgt ist, ergibt 
sich aus dem Zweck des § 519 Abs. 3 ZPO, eine sorg­
fältige Vorbereitung und damit eine Beschleunigung 
des BerufungsVerfahrens durchzusetzen (vgl. RGZ 147, 
313, 315); der Berufungskläger soll seine vom ersten 
Urteil abweichende Auffassung dem Berufungsgericht 
so unterbreiten, daß dieses - wie auch der Prozeß­
gegner - sich möglichst schnell und sicher darüber 
unterrichten kann, was der Berufungskläger gegen das 
für unrichtig gehaltene erste Urteil zu sagen hat 
(RGZ 164, 390, 392).

Demgegenüber greift der Hinweis der Revisions­
erwiderung der Klägerin auf § 537 ZPO nicht durch. 
Allerdings fallen nach dieser Bestimmung bei zuläs­
siger Berufung alle den Klageanspruch betreffenden 
"Streitpunkte** dem Berufungsgericht zur Verhandlung 
und Entscheidung an. Die Revisionserwiderung irrt 
jedoch in ihrer Auffassung, die Präge,ob der Beklag­
te als Erbe hafte, sei lediglich einer der Streit­
punkte in diesem Sinne gewesen. In Wirklichkeit han­
delt es sich dabei um einen von mehreren Klagegrün­
den, um einen selbständigen Anspruch, der in seiner 
tatsächlichen und rechtlichen Begründung von den 
übrigen Klagegründen der Vermögensübernahme und der
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Schuldübernahme abweicht. Wenn die Klägerin das erste 
Urteil auch insoweit angreifen wollte, als es die Haf­
tung des Beklagten als Erbe verneint hat, dann hätte 
sie in der Berufungsbegründung die im einzelnen anzu­
führenden Gründe der Anfechtung auch und gerade hin­
sichtlich dieses Haftungsgrundes bestimmt bezeichnen 
müssen. Bas aber ist nicht geschehen. Bemzufolge ist 
dieser Klagegrund nicht in zulässiger Weise in die Be­
rufungsinstanz gelangt, und die Ansicht der Revisions­
erwiderung, die Klägerin habe ihren Vortrag noch nach 
Ablauf der Begründungsfrist ergänzen dürfen - wie es 
in der mündlichen Verhandlung geschehen ist -, ist un­
richtig. Ber Auffassung des Berufungsgerichts, die Be­
zugnahme auf das erstinstanzliche Vorbringen reiche 
hier ausnahmsweise noch aus,weil es sich hinsichtlich 
der Erbenhaftung im wesentlichen um eine Rechtsfrage 
handele, vermag der Senat nicht zu folgen; sie wider­
spricht der angeführten Rechtsprechung und läßt unbe­
rücksichtigt, daß es nicht lediglich um einen Rechts­
grund geht, sondern um einen aus einem besonderen 
Rechtsverhältnis hergeleiteten Haftungsgrund, der ei­
ne eigene tatsächliche und rechtliche Grundlage hat 
und damit anders liegt als die in der Berufungsbegrün­
dung behandelten Anspruchsgrundlagen.Bie Klägerin hät­
te auch hinsichtlich dieses Klagegrundes innerhalb 
der Begründungsfrist darlegen müssen, weshalb und in 
welcher Richtung sie das erste Urteil angreifen will.

Bas Berufungsurteil ist daher aufzuheben, weil 
das Berufungsgericht seine Entscheidung rechtsirrig 
auf den nicht angefallenen Klagegrund der Erbenhaftung
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abgestellt hat. Die Sache ist zur Verhandlung und Ent­
scheidung über die bisher nicht behandelten Klagegrün­
de, hinsichtlich deren die Berufung zulässig ist, an 
das Berufungsgericht zurückzuverweisen. Die Entschei­
dung über die Kosten des Revisionsrechtszuges wird dem 
Berufungsgericht übertragen, weil erst dessen künftige 
Entscheidung ergeben wird,ob dem Rechtsmittel ein sach­
licher Erfolg zukommt.

Meyer Bundesrichter Dr. Beyer Dr. Hußla
ist erkrankt und kann des­
halb nicht unterschreiben.

Meyer

Gähtgens Keßler

i


	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	III_25_i§§Z§Z	URTEIL	Verkündet	am



